
AktenzeiChen:

1.1..BL-23658

Verkündet

am 15„Dezember 1959

I m N a m e n d e s V o l k e 5

In Sachen

Beklagten und Revisionsklägers9

g e g e n

Klägerin und Revisionsbeklagte9

hat der 11° Senat des Bundessczialgerichts auf

die mündliche Verhandlung vom 15„Dezember 1959‚

an der mitgewirkt haben

Senatspräsident Dro H a u e i s e n
als Vorsitzender

Bundesrichter Dr„ S t r a u B und

Bundesrichter S o n n e n b e r g '

als weitere Berufsrichter7

Bundessozialrichter B o u r b e c k und

Bundessozialrichter U e b e l

als ehrenamtliche Beisitzer9

für Recht erkannt:

Die Revision des Beklagten gegen das Urteil des

Landessozialgerichte Berlin vom 6„ Februar 1958

wird zurückgewieseno

Der Beklagte hat der Klägerin die außergerichtlichen

Kosten zu erstatten()
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Die Klägerin und ihr Ehemann waren russische Staatsangehörige

deutscher Volkszugehörigkeit; sie wohnten in Beresuwka9 Krs°

Schitomir (Wolhynien)„ Im Dezember 1957 wurde der Ehemann der

Klägerin zusammen mit anderen Männern des Heimatdorfes und der

Umgebung nach Sibirien zum Arbeitseinsatz gebracht" Die Klägerin

erhielt nach ihren Angaben bis Juni 1941 laufend Post von ihrem

Ehemann„ Seit dieser Zeit hörte sie nichts mehr von ihm° Das

Amtsgericht Berlin—Charlottenburg erklärte ihn durch Beschluß

vom 20 Mai 1957 für tot‚ als Zeitpunkt des Todes nahm es den

310 Dezember 1954 ano

Am 15° Mai 1955 beantragte die Klägerin? ihr Witwenrente nach

dem Bundesversorgungsgesetz (BVG) zu gewähren° Das Versorgungs-

amt 1 Berlin lehnte den Antrag durch Bescheid vom 10. November

1955 ab: Der Ehemann der Klägerin sei bereits im Jahre 1937
verschleppt werden, es handele sich daher nicht um eine unmit_

telbare Kriegseinwirkung„ Den Widerspruch wies das Landesver—

sorgungsamt Berlin durch Bescheid vom 100 Mai 1954 zurück„ Das

Sozialgericht (SG„) Berlin wies durch Urteil v0m 6. Juli 1955
die Klage ab:) Auf die Berufung der Klägerin hob das Landessozial—

gericht (LSG„) Berlin durch Urteil vom 6° Februar 1958 das Ur—
teil des SG„ Berlin vom6° Juli 1955 auf und verurteilte den

Beklagten, der Klägerin ab 1. Mai 1953 Witwenrente nach dem BVG

zu gewähren; Der zwangsweise Aufenthalt des Bhemannes der Kläge—

rin in Sibirien stelle eine Internierung dar; diese Internierung

sei wegen der deutschen Volkszugehörigkeit erfolgt, sie habe auf

einem Mißtrauen der russischen Behörden gegen die Volksdeutschen

beruht; zwar habe die Internierung im Jahre 1957 noch nicht im

Zusammenhang mit dem zweiten Weltkrieg gestanden, der Zusammen-

hang mit dem zweiten Weltkrieg habe sich aber daraus ergeben?

daß der Ehemann der Klägerin nach Ausbruch des Krieges mit Ruß—

land — unter erschwerten Lebensbedingungen - weiter festgehalten
.
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worden sei; der Ehemann der Klägerin sei ein Opfer dieser

Internierung gewordene Das LSG° ließ die Revision zu°

Das Urteil wurde dem Beklagten am 27c Februar 1958 zuge—

stellt° Am 15„ März 1958 legte er Revision ein und bean—

tragte9

das Urteil des LSG° Berlin vom 60Februar 1958

aufzuheben und die Berufung gegen das Urteil

des SG° Berlin vom 6° Juli 1955 zurückzuweiseno

Am 24„ Mai 1958 — nach Verlängerung der Revisionsbegründungs—

frist bis zum 270 Mai 1958 — begründete er die Revision: Das

LSG; habe zu Unrecht festgestellt? der Ehemann der Klägerin

sei wegen seiner deutschen Volkszugehörigkeit interniert

worden und diese Internierung habe seinen Tod herbeigeführt;

dies sei zwar möglich gewesen, aber nicht erwiesen; was das

LSG„ ermittelt habe[) habe nicht ausgereicht9 um seine Fest-

stellung stützen zu können; das LSG° habe daher die Ver—

fahrensvorschriften der @@ 105 und 128 SGG verletzt; das

LSG„ habe auch den % 1 Abs„ 2 Buchst„ 0 BVG unriehtig ange—
wandt; die Internierung im Jahre 1957 habe nicht im Zusammen—

hang mit dem zweiten Weltkrieg gestandene4

Die Klägerin beantragte‚

die Revision zurückzuweisena'

II

Die Revision ist nach @ 162 Abso 1 Nr„ 1 des Sozialgerichts—

gesetzes (SGG) statt aft; der Beklagte hat sie frist— und

formgerecht eingelegt und begründeto

Die Revision ist daher zulässig; sie ist jedoch nicht begründet„

Das LSG° hat festgestellt, der Ehemann der Klägerin sei im

Jahre 1937 wegen seiner deutschen Volkszugehörigkeit aus
seiner Heimat in Wolhynien nach Sibirien verschleppt wordenJLaw – Gesetze und Urteile
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und dort — nach Ausbruch des Krieges mit Rußland im Jahre 1941 —
unter besonders erschwerten Lebensbedingungen festgehalten wor-
den; an den Folgen dieser Zwangsmaßnahme sei er gestorben° An

diese tatsächlichen Feststellungen ist das Bundessozialgericht

(BSGO) gebunden; der Beklagte hat dagegen keine begründeten

Revisionsrügenerhoben(@163see)° "

Der Beklagte trägt zwar vor, das LSG‚ habe nicht feststellen

dürfen, der Ehemann der Klägerin sei wegen seiner deutschen*

Volkszugehörigkeit verschleppt und festgehalten worden, und es

habe auch nicht ohne weiteres davon ausgehen dürfen, daß der
Tod des Ehemannes der Klägerin eine Folge dieses Festhaltens

gewesen sei; das LSG, habe das Vorbringen der Klägerin insoweit

mangels sonstiger Unterlagen nur als möglich, nicht aber als

erwiesen ansehen dürfen„ Der Beklagte wendet sich damit gegen

die Beweiswürdigung des LSG„; er rügt, @ 128 SGG sei verletzt°
Diese Rüge trifft jedoch nicht zu° Das LSGo hat seine Feststel—

lungen nicht nur auf die Angaben der Klägerin, sondern auch auf

die Bekundungen der Zeugin Sch:i: gestützt; es hat den Bekundun—

gen dieser Zeugin jedenfalls entnehmen dürfen, daß der Ehemann

der Klägerin als Volksdeutscher in Wolhynien gelebt hat und daß

er von dort aus im Jahre 1957 mit anderen Volksdeutschen — darun—

ter auch den Brüdern der Zeugin, ebenfalls Volksdeutschen — nach

Sibirien verschleppt werden ist; es hat durch die Bekundungen

dieser Zeugin auch die Angaben der Klägerin, sie habe seit 1941

keine Nachricht von ihrem Ehemann mehr erhalten, weil seitdem

die Postverbindung ausgesetzt habe, als bestätigt ansehen dürfen.

Das LSGO hat schließlich davon ausgehen müssen, daß der Ehemann

der Klägerin tot ist, da ein Beschluß des Amtsgerichts über die

Todeserklärung vorgelegen hat° Das LSG, hat zwar weitere Einzel—

heiten über das Schicksal des Ehemannes der Klägerin nicht er—
lmitteln können, die Tatsachen aber, die es ermittelt hat, haben

seine Feststellung hinreichend gestützt. Das LSGo hat sich inso—

weit auch auf seine allgemeine Erfahrung und Kenntnis über das

Schicksal und die Behandlung der Volksdeutschen in der Sowjet—

union in ihrer Gesamtheit, insbesondere auch darüber, daß der

Ausbruch des Krieges zu einer erheblichen Verschlechterung der
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Lebensbedingungen der Volksdeutschen und zu verschärften?

auch die Gesundheit und das Leben gefährdenden Maßnahmen

gegen sie geführt hat, berufen dürfen (vgl„ hierzu auch

das Gutachten des Osteuropa—Instituts in München vom 110

12„1954, abgedruckt in Breithaupt 195 So 757); es hat

hieraus auch Schlüsse auf das Schicksal des Ehemannes

der Klägerin ziehen dürfen" Das LSG° hat hiernach auch ».
annehmen dürfen, daß der Tod des damals 30—jährigen Ehe—

manns der Klägerin eine Folge der Zwangsmaßnahmen gewesen

ist? obgleich es Näheres über den Tod des Ehemannes der

Klägerin nicht hat aufklären können; es hat hier einen

typischen Geschehensablauf annehmen dürfen, so daß es
insoweit weiterer Beweise nicht mehr bedurft hat (vgl° BSG;

9 So 291 13937)0 Das LSG° hat hiernach die anspruchshegrün—

denden Tatsachen nicht "heweislos" als wahr unterstellt; es

hat sie vielmehr ordnungsgemäß festgestellte Mit den Erwä-

gungen9 mit denen das LSGO diese Feststellungen begründet

hat7 hat es jedenfalls die Grenzen eingehalten, die ihm

durch die Pflicht zur erschöpfenden und sachgemäßen Aus—

wertung aller Beweise und zur Berücksichtigung der Erfah—

ru13ssätze und Denkgesetze gesteckt eindo Die Beweiewürdi—

gung des LSG„ ist eshalh verfahrensrechtlich einwandfrei

und damit richtig gewesen; das LSG„ hat somit 5 128 SGG

nicht verletzt° Soweit der Beklagte auch rügt, das LSG„ habe

den Sachverhalt nicht genügend aufgeklärt und damit gegen
@ 103 SGG verstoßen, ist die Rüge nicht hinreichend sub—

Stantiiert im Sinne des @ 164 Abs() 2 Satz 2 SGGODer Be—
klagte hat nicht dargelegt‚ inwiefern das LSGo Möglichkei—

ten9 den Sachverhalt weiter aufzuklüren‚ unausgenutzt ge—
lassen hat und welche Ermittlungen zur Aufklärung des Sach-

verhalts das LSG„ im einzelnen noch hätte vornehmen müssen

(vgl„ Urteil des BSG„ vom 20° 2. 1957, JozRa Nr. 14 zu @ 103

SGG)„

Das LSG° hat den festgestellten Sachverhalt zu Recht unter
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Nach 5 1 Abs° 1 BVG erhält auf Antrag Versorgung, wer durch eine

militärische oder militärähnliche Dienstverrichtung oder durch

einen Unfall während der Ausübung des militärischen oder mili—

tärähnlichen Dienstes oder durch die diesem Dienst eigentüm—

lichen Verhältnisse eine gesundheitliche Schädigung erlitten

hat„ Nach 5 1 Abso 2Buchst° 0 BVG steht einer Schädigung im

Sinne des Abs„ 1 eine Schädigung, die durch eine Internierung

im Ausland oder in den nicht unter deutscher Verwaltung stehenden‘
deutschen Gebieten wegen deutscher Staatsangehörigkeit oder

deutscher Volkszugehörigkeit herbeige■ihrtwird‚ gleich. Ist der
Beschädigte an den Folgen der Schädigung gestorben, so erhalten

die Hinterbliebenen nach @ 38 BVG Hinterbliébenenrenteo Die

Voraussetzungen dieser Vorschriften haben vorgelegeno Es hat

sich um eine "Internierung" gehandelt, Der völkerrechtliohg

Begriff der Internierung set2t zwar -
vom internierenden Staat

aus betrachtet — stets fremde Staatszugehörigkeit voraus (IV°
Genfer Abkommen vom 12° 8. 1949 zum Schutze von Zivilpersonen

in Kriegszeiten, Teil I Art„ 4 Abs. 1, BGBl° 19549 Teil II

So 917)° Der ggrggrgungsrechtliche Begriff der Internierung
geht jedoch — ebenso wie der Internierungsbegriff des Heimkehrer—

rechts (vgl° 5£1 Abs° 3 des Heimkehrergesetzes vom 19° 6° 1950,

BGBl° SD 2219 i„d.F° vom 17° 8. 1955, BGBl° I S‚ 931, die Verwal—

tungsvorschriften Nr„ 10 zu 5 1 des Heimkehrergesetzes, ferner

Urteil des BVerwG„ vom 27. 10. 1955‚ NJW 1956, S„ 642)
— wesent—

lich weiter; das BVG hat ausdrücklich neben den deutschen Staate—

angehörigen auch die deutschen Volkszugehörigen in den Kreis .

der versorgungsherechtigten Internierten einbezogen. Daraus ist

.
zu schließen, daß auch die Volksdeutschen, die von dem Staat,

dessen Staatsangehörigkeit sie besessen haben, wegen ihres Be—

kenntnisses zum Deutschtum festgehalten worden sind und dadurch

Schädigungen erlitten haben, von © 1 Abs„ 2 Buchst.c BVG erfaßt

werden„ Der Begriff "Internierung" setzt eine bestimmte Art

des Gewahrsams nicht voraus; es genügt vielmehr die Unterbringung

auf begrenztem Raum, wenn sie mit einer ständigen Überwachung

verbunden ist° Diese Voraussetzungen haben nach den Feststellun—gl

‚gen des LSG° vorgelegen° Die Interhierung ist auch im "Ausland"
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erfolgto Darum handelt es sich stets, wenn
— wie hier — eine

Internierung außerhalb Deutschlands stattgefunden hat; dem

steht nicht entgegen‚ daß der dhemann der Klägerin russi—

scher Staatsangehöriger gewesen ist9 daß er also nicht im

“Ausland" interniert worden ist° In 5 1 Abs„ 2 Buchst„ 0 BVG

sind — wie sich aus der Erwähnung des Auslandes zugleich mit

den nicht unter deutscher Verwaltung stehenden Gebieten er—

gibt — nur diejenigen Internierungen von dem Versorgungs—

schutz ausgenommen‚ die in Deutschland oder in den ehemals

von De tschland besetzten Gebieten erfolgt sind (vgl° Urteil

B

u

‘G„ vom 4„ 20 1959 _ 10 av 918/57)„(\

des C

D r Tatbestand des @ 1 Abs° 2 Buchst„ 0 BVG erfordert weiter,('s
)

Q
‚

Q
.)

»ß die Internierung im Zusammenhang mit einem Krieg. ge—
standen hato Das ergibt sich aus dem Zweck der Kriegsopfer-

versorgung9 wonach Soldaten und ihnen «leichgestellte Per—

sonen zwar wegen Schädigungen9 die sie im Krieg oder Frieden

durch wehrdienstliche Einflüsse erlitten haben, Versorgung

erhalten sollen‚ während Zivilpersonen nur unter der Voraus-

setzung zu dem Kris der versorgungsberechtigten Personen

gehören, daß sie durch Einflüsse des Krieggg gesundheitlich

geschädigt worden sindo Die lnternierung des Ehemannes der

Klägerin ist bereits im Jahre 1957 erfolgto Es kann dahin—

gestellt bleiben, ob die Festnahme schon damals mit dem

zweiten Weltkrieg in Zusammenhang gestanden hat‚ weil etwa

schon damals eine drohende Kriegsgefahr gegeben gewesen ist;

jedenfalls hat das weitere Festhalten nach Ausbruch des

Krieges mit Rußland im Zusammenhang mit dem zweiten Welt—

krieg gestandeno Das LSG„ hat verfahrensrechtlich einwand-

frei festgestellt, daß der Ausbruch des Krieges allgemein

zu einer erheblichen Verschärfung der Maßnahmen gegen die

Volksdeutschen in Rußland geführt hat° ds hat als Beispiel

hierfür auf die gerichtsbekannte Tatsache hingewiesen, daß

die Wolgadeutschen im Hinter 1941/42 nach Sibirien umge-
siedelt'worden seieno Im vorliegenden Falle ist die Ver—

schärfung der Maßnahmen gegen die Deutschen seit Ausbruch

des Krieges mit Rußland auch dadurch zum Ausdruck gekommen?
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daß der Klägerin von diesem Zeitpunkt an keine Post mehr von
ihrem Ehemann zugegangen ist‚ während bis dahin eine regelmäßige

Postverbindung bestanden hatte. Die lnternierung ist daher jeden-

falls vom Ausbruch des Krieges mit Rußland an überwiegend durch

den Krieg bedingt gewesen, selbst wenn sie es vorher nicht ge—

wesen ist (vgl„ auch Urteile des BSG. vom 4. 2, 1959 - 10 BV

918/57; vom 90 6° 1959 - 8 RV 1265/57; vom 30, 7. 1957 - 10 BV
1191/57

- undvom29„-1o„ 1959—8 RV1249/57—)„

Damit sind die Voraussetzungen des @ 1 Abs„ 2 Buchsto 0 BVG
erfüllt„

Das LSG„ hat den Versorgungsenspruch mit Recht bejaht„ Die

Revision ist daher unbegründet; sie ist zurückzuweisen (@ 170

Abs° 1 Satz 1 SGG)°

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 SGG„
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